
429 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates IX. GP. 

7. 6~.1961 

~Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom , 
mit dem das VertragsbedienstetengeSetz 1948 
neuerlich geändert wird (3. Vertragsbedien­

steten gesetz-Novelle). 

Der Nationalrat hat besChlossen: 

. Artikel I. 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. 
Nr. 86, in der Fassung der 1. Vertragsbediemten­
gesetz-Novelle, BOB!. Nr. 17411959, und der 
2. V ertragsbediemtetengesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 282/1960, wird geändert wie folgt: 

1. Die Abs. 1 bis 3 des § 1 haben zu lauten: 

,,(l)Dieses Bundesgesetz findet, soweit nicht die 
Abs. 3 bis 5 etwas anderes bestimmen, auf Per­
sonen Anwendung, die in einem privatrechtlichen 
Diemtverhältnis zum Bund stehen. 

(2) Auf Personen, die in einem Dienstverhältnis 
zu Fonds, Stiftungen oder Anstalten stehen, die 

. von Organen des Bundes oder von Personen (Per­
sonengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu 
von Organen des Bundes bestellt sind, sind die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes' dem Sinne 
nach soweit anzuwenden, als nicht etwas anderes 
bestimmt ist. 

(3) Dieses Bundesgesetz findet keine Anwen­
dung 

a) auf Personen; deren Dienstverhältnis durch 
das Gehaltskassengesetz 1959, ;BGBl. 
Nr. 254, das Schauspielergesetz, BGBl. 
Nr. 441/1922, oder die Hausbesorgerord­
nung 1957, BGBl. Nr. 154, geregelt ist; 

b) ·aufPersonen, deren Dienstverhältnis durch 
die auf Grund des Kunstakademiegesetzes, 
BGBl. Nr. 168/1948, 'in der Fassung der 
Kunstakademiegesetz-Novelle 1958, BGB!. 
Nr. 160, erlassene Dienstordnung geregelt 
1st; 

c) auf Personen, deren Diemtverhältnis durch 
die auf Grund des §.1 Abs. 3 des Hochschul­
assistentengesetzes 1948, BGBI. N r. 32/1949, 
erlassenen Vors,chriften geregelt ist; 

d) auf Personen; die in einem Dienstverhältnis 
zum Dorotheum stehen; 
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e) auf Personen, die unverhältnismäßig kurze 
Zeit, wenn auch regelmäßig, oder die nur 
fallweis,e verwendet werden; 

f) auf Land- und Forstarbeiter; 

g) auf Bauarbeiter im Sinne des Bauarbeiter­
Urlaubsgesetzes 1957, BGB!. Nr. 128; 

h) auf die in Berufsausbildung stehenden 
lirzte (§ 2 Abs. 2 des lirztegesetzes, B,(;Bl. 
Nr. 92/1949); 

i) auf Schulärzte und Theaterärzre; 

j) auf. das technische Personal der Bundes-
theater; 

k) auf Lehrlinge." 
i. § 3 Abs. 1 lit. a hat zu lauten: 

"a) die österreichi'Sche Staatshürgerschaft; bei 
Personen, die nur bei einer Dienststelle des Bun­
des im Ausland verwendet werden sollen, kann 
jedoch von diesem Erfordernis abgesehen wer­
den,". 

3. Im § 3 erhält der Abs. 3 die. Bezeichnung 
Abs. 4; an die Stelle des Abs. 2treteti folgende 
Bestimmungen: 

. ,,(2) Von der Voraussetzung gemäß Abs. 1 lit. b 
kann, sofern geeignete Bewerber, die das Erfor­
,dernis erfüllen, nicht zur Verfügung stehen, vom 
zuständigen Bundesministerium im Einverneh­
men mit dem Bundeskanzleramt, von den übri­
gen Voraussetzungen kann von der Bundesregie­
rung i.n besonder,s begründeten Ausnahmefällen 
abgesehen werden. 

(3) Eine vor Vollendung des 18. Lebensjahres 
im Dienstverhältnis zurückgelegte Zeit ist für 
Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnis­
ses oder von der Dauer einer bestimmten Diemt­
zeit abhängen, nur in den Fällen der §§ 24, 27 
und 28 in Anschlag zu bringen." 

4. Nach § 3 ist folgender § 3 a einzufügen: 

,,§ 3 a. übe r nah m ,e aus ein 'e man d e­
ren B und e s die n 's t ver h ä I t n i s. 

Wird ein Bediensteter aus einem Bundesdiemt­
verhältnis, auf das die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes nicht anzuwenden waren, in ein 
Diemtverhältnis übernommen, das in den An­
wendungsbereich dieses Bundesgesetzes fällt, so 
ist er vom Zeitpunkt der übernahme an so zu 
behandeln, als ob er schon während der Zeit des 
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früheren Dienstverhältnisses Ver~ragsbediensteter 
nach diesem Bundesgesetz gewesen wäre." 

5. Di,e Abs. 1 und 2 des § 4 haben zu lauten: 

,,(1) Dem Vertragsbedienst'eten ist_ eine schrift­
liche Ausfertigung des Dienstvertrages und all­
fälliger Nachträge zum Dienstvertrag auszufol­
gen. Die Ausfertigung ist von beid,en Vertrogs­
teilen zu unterschreiben. 

(2) Der Dienstvertrag hat jedenfalls Bestim-
mungen darüber zu enthalten, -

a) in welchem Zeitpunkt das Dienstverhältnis 
beginnt, 

b) ob der Vertragsbedienstete für einen be­
stimmten Dietlstort oder für einen ört­
lichen Verwaltungsbereich aufgenommen 
wird, 

c) ob das Dienstverhältnis auf Probe, auf be­
stimmte Zeit oder auf unbestimmte Zeit 
eingegangen wird, 

d) für welche Beschäftigungsart der Vertrags­
bedienstete aufgenommen wird und 
welchem Entlohnungsschema und welcher 
Entlohnungsgruppe er demgemäß zugewie-
sen wird, -

e) ob der Vertragsbedienstete während der 
vollen täglichen Arbeitszeit oder nur wäh­
rend eines Teiles derselben beschäftigt 
werden soll (Vollbeschäftigung öder T,eil~ 
beschäftigung), 

f) daß dieses Bundesgesetz und die zu sein~r 
Durchführung erlassenen Verordnungen in 
der jeweils _ geltenden Fassung auf das 
Dienstverhältnis Anwendung finden." 

6. Die §§ 9 und 10 haben zu lauten: 

;,§9. Eh tl ci h h u-n gs g r u p pe n und· 
Die n s t z we i g e. 

(1) Die Voraussetzungen für die Einreihung.in 
die Entlohnungsschemas und in ihnen in di·e 
Entlohnungsgruppen und Dienstzweige - -vor 
allem die erforderliche Vorbildung und Ausbil­
dung ~ sind nach Maßgabe der dienstlichen Er­
fordernisse durch Verordnung der Bundesregie­
rung festzust·ellen. 

(2) Die Bundesregierung kann durch V,erord­
nung bestimmen, daß den Vertragsbediensteten 
bestimmter Djenstzwei,ge der Entlohnungs­
schemas I unc;l II eine Dienstzulage in der Höhe 
eines V orrück\mgsbetrages zukommt, wenn dies 
im Hinblick auf d~e Vorbildung und auf die Be­
anspruchung der Vertragsbediensteten dieser 
Dienstzweige und im Hinblick auf die Bedeutung 
dieser Dienstzweige geboten erscheint. Eine 
Dienstzulage darf nicht zuerkannt werden, wenn 
den öffentlich-rechtlich:en Bedienstet'en des ver~ 
gleichbaren Dienstzweiges keine Diehstzulage ge­
bührt. 

§ 10. E n t loh nun g s g r u p p end e s 
Entlohnungsschemas I. 

Das Entlöhnungsschema I umfaßt die folgen-
genden Entlohnungsgruppen: 

Entlohlllingsgruppe a = höherer Dienst, 
Entlohnungsgruppe b = gehobener FaChdienst, 
Entlohnungsgruppe c == Fachdienst, 
Entlohnungsgruppe d = mittlerer Dienst, 
Entlohnungsgruppe e = HiI1sdienst." 

7. Die Tabelle im § 11 Abs. -1 hat zu lauten: 

in der 
in der Entlohnungsgruppe _. - ---

I I 
-

I I Entlohnungs- a b c d e 
stufe 

. .- Schilling -

1 2685'- 1994·50 15'Z3'- 1469·- 1327·-
2 2820·50 2102·-

) 

1651·50 1536·50 1372·50 
3 2956·- 2209·50 1730·- 1604·- 1418·-
4 3227,- 2317·- 1808·50 1671·50 1463'~0 
5 3385'50 I 2532'~ 1887'~ 1739'- 1509,-
6 3544,- 2639·50 2044'~ 1874,- 1600,-
7 3702·50 2747·- 212z:50 1941·50 1645·50 
8 3861·- 2854·50 2201'~ 2009·- 1691·-
9 4019-50 2962,- 2279·50 2076·50 1736-50 

10 4199·50 3069',50 2358·~ 2144·= 1782·-
11 4379·50 3228,- 2436·50 2211·50 1827·50 
12 4559·50 3386·50 2515·- 2279,- 1873·-
13 4739·50 3545·-'- 2593·50 2346·50 1918·50 
14 4919·50 3703·50 2672,- 2414,,,- 1964·-
15 5099·50 3862·- 2750·50 2481·50 2009·50 
16 5302·50 4020·50 2829'~ 2549·~ 2055,-
17 5505·50 4200·50 2901'50 

. 
2616:50 2100·50 

18 5708·50 4380·50 3066·- 2684'~ 2146'~ 
19 ~)911'50 4560'50 3224·50 2751·50 2191·50 
20 6114·50 4740·50 3383·- 2819·- 2237·-
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8. Die Tabelle im§ 14 Abs. 1 hat zu lauten: 

in der Entlohnungsgruppe 
In der 

1 .1 1 
Entlohnungs- p1 p2 p3 

stufe 

1 1601 1549 1499 
2 1670 1618 1568 
3 1739 1687 1637 
4 1808 1756 1706 
5 1877 1825 1775 
6 2015 1963 1913 
7 2084 2032 1982 
8 2153 2101 2051 
9 2222 2170 2120 

10 2291 2239 2189 
11 2360 2308 . 2258 
12 2429 2377 2327 
13 2498 2446 2396 
14 2567 2515 2465 
15 2636 2584 2534 
16 2705 2653 2603 
17 2774 2722 2672 ' 
18 2843 2791 2741 
19 2912 2860 2810 
20 2981 2929 2879 

9. Dem § 14 ist folgender Abs. 5 anzufügen: 
,,(5) Ergibt sich die Notwend~gkeit,einen Ver­

tragsbediensteten des Entlohnungsschemas II 
vorübergehend zu Arbeiten heranzuziehen, die 
von Vertragsbediensteten einer höheren Entloh­
nungsgruppe des Entlohnungsschemas II versehen 
werden, so gebührt ihm für die Dauer dieser 
V,erwendung eine Ergänzungszulage auf das 
Monatsent,gelt, auf das ,er in der höherep Ent­
lohnungsgruppe Anspruch hätte, j,edoch nur 
dann, wenn die vorübergehende Verwendung, 
ununterbrochen länger als einen Monat dauert. 
Die Dauer dieser Verwendung darf s,echs Monate 
nlicht überschreiten." 

10. An die Stelle des § 15 treten folgende Be­
stimmungen: " 

,,§ 15. übe r s tell u n g. 
(1) Wird ein Vertragsbed~ensteter des Entloh­

nungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe 'e in 
die Entlohnungsgruppe d oder c oder aus der 
Entlohnungsgruppe d in die Entlohnungs­
gruppe c überstellt, so ändert sich mit der 
übers teilung die Entlohnungsstufe nicht. Das 
gleich,e gilt, wenn ein· Vertragsbediensteter des 
Entlohnungsschemas 11 in eine höhere Entloh­
nungsgruppe dies·es Entlohnungsschemas über­
stellt wird. 

(2) Wird ein Vertragsbediensteter des Entloh­
nungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe e, d 
oder c in die Entlohnungsgruppe b oder aus der 
Entlohnungsgruppe b in die Entlohnungs­
gruppe a überstellt, so gebührt ihm die Entloh­
nungsstufe, die sich ergeben würde, wenn er die 
Zeit, die für die Erreichung seiner bisherigen 
Entlohnungsstufe notwendig· ist, in dem sechs. 
Jahre übersteigenden Ausmaß als Vertrags-
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p4 
1 

pS 
1 

p6 
1 

p7 
1 

p8 

Schilling 

1449 I 1403 1357 1311 1236 
1495 1449 1403 1357 1270 
1541 1495 1449 1403 1304 
1587 1541 1495 1449 1338 
1633 1587 1541 1495 1372 
1725 1679 1633 1587 1440 
1771 1725 1679 1633 1474 
1817 1771 1725 1679 1508 
1863 1817 1771 1725 1542 
1909 1863 1817 1771 1576 
1955 1909 1863 1817 1610 
2001 1955 1909 1863 1644 
2047 2001 1955 1909 1678 
2093 2047 2001 1955 1712 
2139 2093 2047 2001 1746 
2185 2139 2093 2047 1780 
2231 2185 2139 2093 1814 
2277 2231 2185 2139 1848 
2323 2277 2231 2185 1882 
2369 2323 2277 2231 1916 

bediensteter der höheren Entlohnungsgruppe zu­
rückgelegt hätte; der Zeitraum von sechs Jahren 
vermindert sich bei einer überstellung in di,e 
Entlohnungsgruppe b 'auf vier Jahre, wenn der 
Vertragsbedi'enstete eine Reifeprüfung an einer 
mittler·en Lehranstalt abgelegt hat. Wenn es für 
den Vertrags bediensteten günstiger ist, tist er je­
doch so zu behandeln, als ob' er die Hälfte der 
Zeit, die er nachE.rfüllung des gemeinsamen An­
stellungs erfordernisses für die der höheren Ent­
lohnungsgruppe entsprechenden Verwendungs­
gruppe der in einem öffentlich-rechtlichen Dienst­
v,erhältnis stehenden Bundesbediensteten in einer 
niedrigeren Entlohnungsg.ruppe zurückgelegt hat, 
in der höheren Entlohnungsgruppe verbracht 
hätte. 

(3) Wi1"'d ein Vertragsbedienst.eter des, Entloh­
nungschemas I aus der Entlohnungsgruppee, d 
oder c in die Entlohnungsgruppe a übersteHt, so 
gebüh.rt ihm die Entlohnungsstufe, die sich er­
geben würde, wenn er die Zeit, die für die Errei­
chung seiner bisherigen Entlohnungsstufe not­
wendig ist, in dem zehn Jahre übe·rsteigenden 
Ausmaß als Vertragsbediensteter der höheren 
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte. Wenn es 
für den Vertragsbediensteten günsüger ist, ist er 
jedoch :so zu behandeln, als ob er die Hälfte der 
Zeit, die er nach Erfüllung des gemeinsamen. An­
stellungserfordernisses für die Verwendungs­
gruppe A der in einem öffentlich-r,echtIi,chen 
Dienstverhältnis· stehenden Bundesbediensteten in 
einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zurück­
gelegt hat, in der Entlohnungsgruppe a verbracht 
hätte. 

(4) Durch e,ine überstellung nach Abs. 1, 
Abs. 2 erster Satz und Abs. 3 erster Satz wird 
der Vorrückungstermin nicht berühl't. 

2 
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(5) Ist daS' jeweHige Monatsen~gelt in der neuen 
Entlohnungsgruppe niedriger als das Monatsent­
gelt, das dem Vertragsbediensreten jeweils in 
einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zukommen 
würde, so gebührt dem Vertragshediensteten eine 
Ergänzungszulage auf dieses Monatsentgelt. 

§ 15 a. 

(1) Wird ein Vertragshedienst-eter des Entloh­
nungsschemas I oder II in eine ni-edrigere En tloh­
nungsgruppe überstellt, so gebühren ihm die Ent­
lohnungsstufe un:d der V orrückungstermin, die 
sich .ergeben würden, wenn er die Zeit, die für die 
Vorrückung in der bisherigen Entlohnungsgruppe 
maßgebend war, als Vertragsbediensteter der 
neuen Entlohnungsgruppe zurückgdegt hätte. 
Wird ein Vertragsbediensteter, deT in eine höhere 
Entlohnungsgruppe überstellt worden ist, in eine 
niedrigere Entlohnungsgruppe übersteHt, so ist er 
so zu behandeln, als ob er bis zur übersteIlung 
in die niedrigere Entlohnungsgruppe in der Ent­
lohnungsgruppe verblieben wäre', aus der er in 
die höhere Entlohnungsgruppe überstellt worden 
ist. 

(2) Ist das Monatsentgelt, das der Vertrags­
bedienstete in der niedrigeren Entlohnungsgruppe 
nach Abs. 1 erhält, niedriger als das bisherige 
Monatsentgelt, so gebührt dem Vertragsbedien­
steten eine nach Maßgabe des Err.eichens eines 
höher·en Monatsentgeltes einzuziehende Ergän­
zungsztilage auf das bisherige Monatsentgelt. 

§ 15 b. 

ü) Wird ein Vertragsbediensteter aus dem Ent­
lohnungsschemall oder I L in das Entlohnungs­
schema I oder aus dem Entlohnungsschema I 
oder I L in das Entlohnungsschema Ir überstellt, 
so gebührt ihm die Entlohnungsstufe und der 
V orrückungster~in, di.e sich ergeben würden, 
wenn er die Zeit, die für die Vorrückung in dem 
bisheriigen Entlohnungsschema maßgebend war, 
als Vertragshediensteter des neuen Entlohnungs­
schemas in der Entlohnungsgruppe zurückgele~t 
hätt·e, in die er überstellt wil'd. 

(2) Wird ein Vertragsbediensteter aus dem Ent­
lohnungsschemall L in das. Entlohnungsschema I 
oder II überstellt, so gebühren ihm die Entloh­
nungsstuf,e und der V orrückungstermin, die sich 
ergeben würden, wenn er die in dem bisherigen 
Entlohnungsschema verbrachte Zeit als Vertrags­
bediensteter des neuen Entlöhnungssch·emas in der 
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er 
überstellt' wird. 

(3) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 2 ist 
auf die Bestimmungen der §§ 15 und 15 a Bedacht 
zu nehmen. Hiebei entsprechen die Entlohnungs­
gruppe I 1 der Entlohnungsgruppe a, die Errtloh­
nungsgruppen I 2 der Entlo'hnungsgruppe b, die 
Entlohnungsgruppe I 3 der IEntlohnungs-

gruppe c, die Entlohnungsgruppen p 3 bis p 1 der 
Errdohnungsgruppe d und die Entlohnungsgrup­
pen p 8 bis p 4 der Entlohnungsgruppe e. 

(4) Ist das Monatsentge1t, das der VertraJgs­
bedienstete in 'der neuen Entlohnungsgruppe er­
hält, niedriger als das bisherige Monatsentgelt, so 
gehührt dem Vertragshediensteten eine nach Maß­
gahe des Erre{ch-ens eines höheren Monatsentgeltes 
einzuziehende Ergänzungszulage auf das bisherige 
Monatsentgelt;Dienstzulagen sind, soweit sie nur 
für die Dauer einer bestimmten Verwendung ge­
bühren, bei der Ermittlung der Ergänzungszulage 
dem j-eweiligen Monatsentgdt nicht zuzurechnen." 

11. § 17 hat zu lauten: 

,,§ 17. An fa 11 und Ein s te 11 u n g des 
E nt gel t es. 

ü) Der Anspruch auf das Monatsentgelt beginnt 
mit dem Tag des Dienstantrittes. 

(2) Bei Anderungen des Monats-entgeltes ist, 
wenn nicht etwas anderes festgelegt wird oder 
sich aus· den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
ergibt, der Tag des Wirksamwerdens der bezüg-
lich.en Maßnahme bestimmend.. . 

(3) Der Anspruch auf das Monatsentgelt endet 
mit der Beendigung des Dienstverhältnisses. 
Wenn jedoch den Dienstgeber ein Verschulden an 
dem vorzeitigen Austritt des Vertragsbediensteten 
tr.ifft, so behält dieser seine. vertragsmäßigen An­
sprüche auf das Monatsentgelt für den Zeitraum, 
der bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses 
durch Ablauf der bestimmten Vertragszeit oder 
durch ordnungsmäßige Kündigung durch den 
Diens.tgeber hät~ verstrei-chen müssen, unber Ein­
rechnung dess-en, was er infolge Unterbleibens der 
Dienstleistung erspart oder durch anderweitige 
Verwendung erworben oder zu erwerhen absicht­
lich versäumt hat. Für die ersten drei Monate 
di,eses Zeitraumes hat die Einrechnung zu unter­
bleihen. 

(4) Gebührt das Monatsentgelt nur für einen 
Teil des Monates oder ändert s-ich im Laufe des 
Monates die Höhe des Monatsentgelt.es, so entfällt 
auf jeden Ka1endertag ein Dreißigste! des' entspre- . 
chenden Monatsentgeltes. 

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sind 
auf Famili-enzulagen sinngemäß anzuwenden." 

12. § 18 Abs. 4 entfällt. 
13. § 19 hat zu lauten: 

,,§ 19. Vor r ü c k u n gin h ö her e E n tl 0 h­
nungsstufen. 

(1) Der Vertrags bedienstete rückt, soweit in die­
sem Bundesge,setz nicht e·twas anderes bestimmt 
ist, nach jeweils zwei Jahren, di,e er in einer Ent­
Iohnungsstufe verbracht hat, in die nä·chsthöhere 
Entlohnungsstufe vor. 

(2) Bei der B.ere,chnung des zweijährigen Z,eit­
l"aumes sind 'die in Teilbeschäftigung verbrachten 
Dienstz·eiten bei einer Dienstleistung von mehr 
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als drei Vierteln der Dienstleistung eines entspre­
chenden vollbes'chäftigten Vertragsbediensteten 
voll, bei einer Dienstleistung von der Hälfte bis 
zu drei Vierteln der Dienstl~istung eines entspre­
chenden voILbeschäftigten Vertragsbediensteten 
zu zwei Dritteln, sonst zu einem Drittel in An­
schlag zu bringen; Dienstzeiten als Lehrer sind, 
wenn die Lehrverpflichtung wenigstens zehn 
Wochenstunden betrug, voll, wenn sie wenigstens 
sechs Wochenstunden betrug, zur Hälfte, sonst zu 
einem Drittel in Anschlag zu bringen. 

(3) Steht der Vertrags bedienstete glei·chzeitig in 
einem Dienstverhältnis zu einer anderen öffent­
Iich-'rechtlichen Körperschaft, so ist bei der An­
wendung des Abs. 2 vom Gesamtausmaß der Be­
schäftigungen bei öffentlich-rechtlichen Körper­
schaften auszugehen. Einem Dienstverhältnis zu 
ein~r öff·entlich-rechtlichen Körperschaft ist eine 
Beschäftigung im Dienst einer gesetzlich aner­
kannten Religionsgesellschaft gleichzuhalten, so­
fern die Art der Dienstleistung sonst im R,ahmen 
eines Dienstverhältnisses durchgeführt wird. 

(4) Wird ein vorher teilbeschäftigt,er Vertrags­
bedi~nsteter voll beschäftigt, so gelten alle dem 
Zeitpull'k t des Beginnes der V ol1beschaftigung 
vorangegangenen Zeiträume als, Vordienstzeiten. 

(5) Wird ein vorher vollbeschäftigt,er Vertrags­
bed'iensteter teilbeschäftigt, 'so bleibt er in der er­
reichten Entlohnungsstufe. Der nächste Vor­
rückungstermin ri,chtet sich na,ch den Abs. 1 bis 3 
und 6. 

(6) Die Vorrückungfindet ohne Ausnahme an 
dem auf die Vollendung des zweijährigen Zeit­
raumes nächstfolgenden 1. Jänner oder 1. Juli 
statt (Vorrückungstermin). Die zweijährige Frist 
gilt auch dann als am Vorrückungstermin voll­
istreckt; wenn si1e vor A,blauf des' dem Vor­
rückungstermin nä,chstfolgenden 31. März bezie­
hungsweise 30. S·eptember end,et." 

14. § 20 Abs. 4 hat zu lauten: 
,,(4) über die tägliche Arbeitszeit hinaus auf 

Anordnung g.eleistete überstunden sind, soweit 
dadurch eine 45stündige Wochendienstleistung 
überschritten wird, von der 46. Stunde an bei 
W och,entagsarbeit mit dem Eineinviertelfa.ch.en, 
bei Feiertagsarbeit von der neumen Stunde an 
mit dem Zweifachen und bei Sonntagsarbeit von 
der neunten Stunde an mit dem Dreifachen des 
auf eine Wochentagsarbeits:stunde entfallenden 
Teiles des Monatsentgeltes zuentlohnen; die Zeit 
des Arbeitsausf,alles an gesetzlichen Feiertagen, 
Urlaubstagen oder sonstigen Tagen einer gerecht­
fenigten Abwesenheit vom Dienst ist in die 
45stündige W ochendienS'tleistung einzurechnen. 
Die Bundesregierung kann zur Anpassung an die 
außer halb des öffentlichen Dienstes bestehenden 
Regelungen über die Entschädigung für über­
stunden durch Verordnung bestimmen, daß die 
Entlohnun:g für Wochen:tagsiiberstunden, durch 
die eine 48stündige Wochendienstleistung über­
schritten wird, auf das Eineinhalbfache, sowie für 

5 

überstunden, die in die Nachtzeit (22 Uhr bis 
6 Uhr) fallen, auf das Zweifache des auf eine 
W och.entagsarbeitsstunde entfallenden Teiles des 
Monatsentgeltes erhöht wird. Wochentagsüber­
stunden können innerhalb eines Monates durch 
Freizeit ausg·egli'chen werden." 

15. § 22 hat zu lautem 

,,§ 22. N e ben g e b ü h ren. 
Für die Nebengebüh;en gelten, sow.eit sich 

nicht aus § 20 etwas anderes ergibt, die einschlä­
ten die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
für die Bundesbeamten sinngemäK" 

16. Nach § 22 ist folgender § 22 a einzufügen: 

,,§ 22 a. I mAu s I a n cl' ver wen de t e V e r­
t rag s b e die n s t e t e. 

Für die Bezüge und Neben:gebühren der ·im 
Ausland verwendeten Vertragsbediensteten gel­
gigen gesetzlichen Bestimmmungen für die Bun­
desbeamten sinngemäß." 

17. Der zweite Satz .des § 23 ist zu streichen. 
18. An die SteHe des § 24 treten folgende Be­

stimmungen: 

,,§ 24. Ans p r ü ehe bei Die n s t­
ver hin der u n g. 

(1) Ist der Vertragsbedienstete nach, Antritt 
des Dienstes dul'ch Unfall oder frühestens 
14 Tage nach Dienstantritt durch Krankheit an 
der Dienstleistung verhindert, ohne daß er die 
Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe 
Fahtlässigkeit herbeigeführt hat, so behält er 
den Anspruch auf das Monatsentgelt und die 
FamiLienzulagen bis zur Dauer von 42 Kalender­
tagen, wenn aber das Dienstverhältnis fünf Jahre 
gedauert hat, his zur Dauer von 91 Kalender­
tagen; und wenn. es zehn Jahre gedauert hat, bis 
zur Dauer von 182 Kalendertagen. 

(2) Wenn die Dienstverhinderung die Folge 
einer Gesundheitsschädigung ist, für die der V,er­
tragsbediens~ete eine Rente nach dem Kriegs­
opferve'rsorgungsgesetz 1957, BGEL Nr. 152, oder 
dem Opferfürsorgegesetz, BGBL NI'. 183/1947, 
bezieht, verlängern sich die Zeiträume" während 
derer der Anspruch auf das Monatsentgelt und 
die F,amili,enzulagen fortbesteht, wenn die Min­
derung der Erwerbsfähigkeit mindestens 50 v. H. 
beträgt, derart, daß das Ausmaß ·der auf solche 
Schädigungen zurückzuführenden Dienstverhin­
,derungen 'nur ZIU zwei Dritteln auf ,die im Abs. 1 
angeführten ZeiträlUme la,ngerechnet wird, wenn 
jedoch die Minderung der ErWierhsfähigkeit min­
destens 70 v. H. beträgt, derart, daß das Aus­
maß der auf ·solche Schädigungen zurückzu­
führenden Dienstverhinderungen nur zur Hälfte 
auf die im Abs. 1 angeführten Zeiträume a,nge­
rechnet wird. 

(3) Dauert die Dienstverhinderung . über die 
in den Abs. 1 und 2 bestimmten Zeiträume 
hinaus an, so gebührt den Vertragsbediensteten 
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für die gleichen Zeiträume die Hälfte des Monats­
entg,eltes und der Familienzulagen. " 

(4) Die in den Abs. 1 bis 3 vorgesehenen An­
sprüche enden, wenn nicht nach Abs. 6 etwas 
anderes bestimmt wird, jedenfalls mit dem Ende 
des Dienstverhältnisses. 

(5) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach 
Wi,eder'antritt d:es Dienstes abermals eine Dienst­
verhinderung durch Krankheit oder infolge des­
selben Unfalles ein, so gilt sie als Fortsetzung 
der früher,en Di,enstverhinderung. 

(6) Bei einer Dienstverhinderung infolge eines 
Unfalles im Dienst, die der Vertragshedienstete 
nicht selbst vorsätzlich oder grobfahrlässig herbei­
geführt hat, können die, L'eistungen des Dienst­
gebers gemäß Abs. 1 und 3 über die in den Abs. 1 
bis 3 angegebenen Zeiträume, selbst über das 
Ende des Dienstverhältnisses hinaus, ganz oder 
zum Teil gewährt werden. 

(7) Wird der Vertragshedienstete nach wenig­
stenseinmonatiger Dienstleistung durch andere 
wichtige, s,eine Person hetreffende Gründe ohne 
sein Verschulden an der Dienstleistung ver­
hindert, so gebühren ihm das Monatsentgelt und 
die Familoienzulagen für die ersten 15 Kalender­
tage in voller Höhe, für weitere 15 Kalender­
tage in halber Höhe. 

(s) Weiblichen Vertragsbe,diensteten gebühren 
für die Zeit, während der sie nach § 3 Abs. 1 
bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, 
BGBl. Nr. 76/1957, nich,t beschäftigt werden 
dürfen, keine Bezüge, wenn die laufenden Bar­
leistungen des Sozialversicherungsträgers für 
dies,e Zeit mit Ausnahme des Stillgeldes die Höhe 
der vollen Bezüge erreichen; ist dies nicht der 
Fall, so gebührt ihnen eine Ergänzung auf die 
vollen Bezüge. Die Zeit, für die nach den ange­
fuhrten Bestimmungen ein Beschäftigungsverbot 
besteht, gilt nicht als Dienstverhinderung im 
Sinne des Abs. 1. 

(9) Haben Dienstverhinderun,gen wegen 
Unfall oder Krankheit oder alUS den Gründen des 
Abs. 7 -ein Jahr gedauert, so endet das Dienst­
verhältnis mit Ablauf dieser Frist, es sei denn, 
daß vorher seine Fortsetzung vereinbart wurde. 
Bei der Berechnung der einjährigen Frist gilt 
eine Diens,tverhinderung, die innerhalb von sechs 
Monaten nach Wiederantritt des Dienstes ein­
tritt, als Fortsetzung der früheren Dienstverhin­
derung. 

(io) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu 
einer Gebietskörperschaft sind, wenn zwischen 
Beendigung eines solchen Dienstverhältnisses und 
der Aufnahme jeweils nicht mehr als se,chs 
Wochen verstrichen sind und das jeweilig,e Dienst­
verhältnis durch Kündigung seitens des Dienst­
gebers oder durch Zeitablauf aufgdöst wurde, 
der Dauer des Dienstverhältnisses im Sinne der 
Abs. 1 und 7 zuzurechnen. 

§ 24 a. 
(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf An­

suchen für die Dauer eines besonderen Kur­
gebrauches Dienstbefr.eiung gewährt werden. 

(2) Ein besonderer Kurgebrauch im Sinne dieses 
Bundesgesetzes liegt nur vor, wenn 

a) ein Sozialversicherungsträger oder em 
Landesin,validenamt d,ie Kosten der Kur 
trägt oder den Kurkostenbeitrag leistet 
und 

b) die Kur in der Benützung einer Mineral­
quelle oder eines Moorbades oder im Auf­
enthalt in einem vorgeS'Chriebenen Klima 
besteht unter ärztlicher überwachung ab­
solviert wi.rd. 

(;~) Einem Vertragsbediensteten kann auf sein 
Ansuchen eine Dienstbefreiung auch für die 
Dauer der Unterbringung in einem Genesungs­
heim gewährt werden, wenn der Vertragsbedien­
stete zur völligen Herstellung der Gesundheit 
von einem Sozialversicherungsträger oder einem 
Landesinvalidenamt nach einem m emer 
Krankenanstalt d'ur,chgeführten ,chirurgischen 
Eingriff oder nach einer schweren Erkrankung 
in einem Genesungsheim eingewiesen wird und 
die Kosten des Aufenthaltes im Genesungsheim 
vom Landesinvalidenamt oder vom Sozialver­
sicherungsträger satzungsgemäß getragen werden. 

(4) Eine Dienstbefreiung nach Abs. 1 bis 3 gilt 
als Dienstver:hinderung im Sinne des § 24 Abs. 1 
bis 5 und Abs. 9." 

19. § 25 hat zu lauten: 

,,§ 25. Vor s c h ü s se und Gel d­
,a u s h i I f e ·n. 

(1) Wenn ein Vertrags bediensteter unverschul­
d,et in ei·ne Notlage ,geraten ist oder wenn sonst 
berücksichtigungswürdig,e Gründe vorliegen, 
kann ihm auf Ansuchen ein unverzinslicher, 
längstens binnen 18 Monaten zurückzuzahlender 
Vorsmuß aus Bundesmitteln bis zur Höhe des 
zweifachen Monatsentgeltes gewährt werden. Die 
Gewährung eines Vorschusses kann von Sicher­
stellungen abhängig gemacht werden. Der Vor­
schuß wird im Wege der Aufrechnung abgestat­
tet; ,d.er Vertragsbedienste~e kann jedoch den 
Vorschuß vorzeitig zurückzahlen. Scheidet ein 
Vertragsbediensteter ,aus dem Dienstv,erhältnis 
aus, so werden die noch aushaftenden Raten 
sogleich fällig.· Zur Deckung eines in diesem. 
Zeitpunkt noch nicht zur Gänze zurückgezahlten 
Vorschusses können die dem auss,cheidenden 

. Vertragsbediensteten zustehenden Gelda.nsprüche 
heran'gezog,en werden. 

(2) In besonders. berücksich,tigungswürdigen 
Fällen können im Einvernehmen mit' d.em 
Bundesministerium für Finanzen weitergehende 
Begünstigungen gewährt werden. 

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden 
während eines Dienstverhältnisses, das auf be­
stimmte Zeit oder auf Probe eingegangen wurde, 
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keine Anwendung; Ausnahmen können nur im' 23. Nach § 27 ist folgender § 27 a einzufügen: 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für § 27 a. Ur lau bau s be s 0 n der e. m 
Finanzen bewilEgt werden. " A n laß. 

(4) Wenn ein Vertragsbediensteter unverschul­
det in eine Notlag·e geraten ist, kann ihm zu 
deren überbrückung auch eine nichtrückzahlbare 
Geldaushilfe gewährt w.erden." 

20. Die Abs. 1 bis 4 d~s § 27 haben zu lauten: 

,,(1) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen 
sechs Monate gedauert, so ist dem Vertragsbedien­
steten in jedem Kalenderjahr ein Erholungsurlaub 
unter Fortzahlung des Monatsentgeltes und der 
Familienzulage zu gewähren. über den Verbrauch 
des Urlaubes ist rechtzeitig vor jedem Urlaubs­
antritt eine Vereinbarung zu treffen. 

(2) Das Urlaubsausmaß beträgt 
1. bei einer Dienstzeit von weniger als fünf 

Jahren 14 Werktage; 

2. wenn der V ertrag~bedienstete am 1. Juli eine 
Dienstzeit von fünf Jahren vollstreckt, 20 Werk­
tage; 

3. wenn der Vertragsbedienstete am 1. Juli eine 
Dienstzeit von zehn Jahren vollstreckt, 26 Werk­
tage. 

(3) Unter Dienstzeit im Sinne des Abs. 2 sind 
alle in einem Dienstverhältnis zum Bund ver­
brachten Zeiten zuzüglich der dem Vertrags­
bediensteten für die Vorrückung angerechneten 
sonstigen Vordienstzeiten zu verstehen. Wurde 
ein Vertragsbediensteter in eine höhere Entloh­
nungsgruppe überstellt, so werden die sonstigen 
Vordienstz.eiten iSO weit berückiSichtigt, als sie· beim 
unmittelbaren Eintritt in die höhere Entloh· 
nungsgruppe für die Vorrückung angerechn.ct 
werden; in diesem Falle tritt eine Verminderung 
des bereits erworbenen Urlaubsausmaßes nicht 
eIn. 

(4) Vertragsbediensteten, die ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium aufweisen und in die Entloh­
nungsgruppe a eingereiht wurden, ist die nach 
der jeweiligen Studienordnung festgelegte Stu­
dienzeit, soweit sie fünf Jahre nicht übersteigt, 
für die Bemessung des Urlaubsausmaßes anzurech­
nen. Hat der Vertragsbedienstete während seines 

. Ho~hschulstudiums eine Dienstzeit gemäß Abs. 3 
zurückgelegt, so bleibt diese Dienstzeit bis zum 
Ausmaß von fünf Jahren bei der Festsetzung des 
Urlaubsausmaßes nach Abs. 2 außer Betracht." 

21. Der erste Satz des § 27 Abs. 5 hat zu lauten: 
"Die Zeit einer Dienstverhinderung aus einem 

der im § 7 Abs. 1 angeführten Gründe wird auf 
den Urlaub nicht angerechnet," 

22. Im § 27 Abs. 6 ist als erster Satz einzufügen: 
"Dem Vertragsbediensteten ge bührt, sofern 

nicht zwingende dienstliche Gründe entgegen­
stehen, die Hälfte des Urlaubsausmaßes un­
geteilt." 

Für die Zeit eines Urlaubes, der neben dem 
Erholungsudaub aus einem besonderen Anlaß ge- . 
währt wird, entfallen die Bezüge; die Zeit dieses 
Urlaubes ist für Rechte, die von der Dauer des 
Dienstverhältnisses, üder von der Dauer einer be­
stimmten Dienstzeit abhängen, nicht in Anschlag 
zu bringen. Abweichende Vereinbarungen bedür­
fen der Zustimmung des Bundeskanzleramtes·und 
des Bundesministeriums für Finanzen; die Zu­
stimmung darf nur erteilt werden, soweit der 
Urlaub im Interesse des Bundes gelegen ist." 

24. § 28 hat zu lauten: 

,,§ 28. A b f i nd u n g für den E r :h 0 I u n g s­
ur lau b. 

(t) Dem Vertragsbediensteten gebührt eine 
Abfindung, wenn das Dienstverhältnis vor Ver­
brauch einCiS Urlaubes endet; sie gebührt auch, 
wenn das Dienstverhältnis vor Ablauf von sechs 
Monaten geendet oder im Kalenderjahr der Auf­
nahme nicht mehr als sechs Monate gedauert und 
spätestens im Kalenderjahr nach der Aufnahme 
geendet hat. 

(2) Die Abfindung beträgt für jede Woche des 
Dienstverhältnisses seit Beginn des Kalender­
jahres, in dem ein Urlaub nicht verbraucht wurde, 
ein Zweiundfünfzigstddes Teiles des Monats­
entgeltes und der Familienzulagen, der dem Ver­
tragsbediensteten . während des Urlaubes zu­
gekommen wäre, wenn er den Urlaub in diesem 
Kalenderjahr verbraucht hätte." 

25. Die §§ 30 und 31 haben zu lauten: 

,,§ 30. E n d.e n des D ie n s t ver h ä I t­
nl s ses. 

(t) Das Dienstverhältnis des Vertragsbedienste­
ten endet, unbeschadet der Bestimmungen des 
§ 24 Abs. 9 und des § 46 Abs. 6, 

a) durch Tod, 
b) durch einverständliche Lösung, 
c) ,durch übernahme des Vertragsbediensteten 

in ein öffentli·ch-rechtliches Dienstverhält­
nis zum Bund, 

d) durch übernahme des Vertragsbediensteten 
in ein anderes Dienstverhältnis zum Bund, 
aus dem dem Vertragsbediensteten eine 
Anwartschaft auf einen Ruhe(Versorgungs) 
genuß erw.ächst oder 

e) durch vorzeitige Auflösung. 
Ein auf bestimmte Zeit eingegangenes Dienst­
verhältnis endet auch mit dem Ablauf der Zeit, 
für die es eingegangen wurde, oder mit dem Ab­
schluß der Arbeit, auf di!! es abgestellt war; ein 
auf unbestimmte Zeit eingegangenes Dienstver­
hältnis endet ferner durch Kündigung. 

(2) Ein Dienstverhältnis auf Probe kann. von 
jedem Vertragsteil jederzeit gelöst werden. 
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(3) Eine entgegen den Vorschriften des § 32 
ausgesprochene Kündigung ist rechtsunwirksam. 
Eine entgegen den Vorschriften des § 34 aus­
gesprochene Entlassung gilt als Kündigung, wenn 
der angeführte Auflösungsgrund einen Kündi­
gungsgrund im Sinne des § 32 Abs. 2 darstellt; 
liegt auch kein Kündigungsgrund vor, so ist die 
ausgesproch,ene Entlassung rechtsunwirksam. 

(4) In den FäHen des Abs. 3 ist § 17 Abs. 3 
zweiter und dritter Satz sinngemäß anzuwenden. 

§ 31. Z e u g n i s. 
Beim Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis 

ist dem Vertragsbediensteten ein schriftliches 
Zeugnis über die Dauer und die Art seiner Dienst­
leistung auszustellen." 

26. In der Einleitung des § 32 Abs. 2 ist nach 
dem Wort ;,Dienstgeber" einzufügen: "nach Ab­
lauf der in Abs. 1 genannten Frist". 

27. § 32 Abs. 2 lit. b hat zu lauten: 
"b) wenn der v.ertragsbedien,stete sich für eine 

entsprechende Verwendung als geistig oder 
körperlich ungeeignet erweist;". 

28. Im § 32 Abs. 2 treten an die Stelle der lit. g 
folgende Bestimmungen: 

'ig) wenn eine Änderung des Arbeitsumfanges, 
der Organisation des Dienstes oder der 
Arbeitsbedingungen die Kündigung not­
wendig macht, es sei denn, daß das Dienst­
verhältnis des Vertrags bediensteten durch 
die Kündigung in einem Zeitpunkt enden 
würde, in dem er das 50. Lebensjahr voll­
endet und bereits zehn Jahre in diesem 
Dienstverhältnis zugebracht hat; 

h) wenn der Vertrags bedienstete vor dem 
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstver­
hältnisses das für Leistungen aus dem Ver­
sicherungsfall des Alters in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung vorgeschriebene An­
fallsalter erreicht hat; 

i) wenn der Vertragsbedienstete, der das 
65. Lebensjahr vollendet hat, einen An­
spruch auf einen Ruhegenuß aus einem 
öffentlichen Dienstverhältnis hat oder mit 
Erfolg geltend machen kann." 

29. Dem § 33 Abs. 1 ist folgender Satz 
anzufi,igen: 

"Bei der Berechnung der Kündigungsfrist ist 
§ 24 Abs. 10 sinngemäß anzuwenden." 

30. § 35 Abs. 1 lit. e hat zu lauten: 
"e) wenn das Dienstverhältnis einverständlich 

aufgelöst wird und keine Vereinbarung 
über die Abfertigu,ng 'zustande kommt oder 
wenn das nienstverhältnis gemäß § 30: 
Abs. 1 lit. c oder d endet;". 

,,(2) WeiMichen Vertrags bediensteten gebührt 
die Abfertigung auch, wenn sie innerhalb von 
,sechs Monaten, :na,chdem sie sich verehelicht 
oder ein lebendes Kind ~eboren haben, das 
Dienstverhältnis kündig'en. 

(3) Die Abfertigung heträgt nach ei,ner Dauer 
des Dienstverhältni's'ses von 

3 Jahren das Zweifach,e, 
5 Jahren das Dreifache, 

10 Jahren das Vierfache, 
15 Jahren das Sechsfach,e, 
20 Jahr,en das' Neu:nfach'e, 
25 Jahren da!S ZwöLffache 

des dem Vertragshedie.n!Steten für den letzten 
Monat des Dienstverhältnis~es gebührenden 
Monats,entgeltes und der Familienzulagen. 

(4) Bei der Berechnung der Dauer des Dienst­
verhältnisses nach Albs. 3 ist § 24 Ahs. 10 sinn­
gemäß ,anzuwenden. Hat der Vertr,agsbedienstete 
bei Be,endi:gru;ng ei,nes Dienstverhältnisses, dessen 
Dauer nach dieser Bestimmung der Dauer des 
Dienstverhältnisses (Abs. 3) zuzurechnen ist, 
eine Abfertigung erhalten, so ist diese Abferti­
gung in ,die Ahfertigung nach Abs. 3 ein­
zurechnen, soweit sie nicht bereits aus Anlaß der 
AnI'1echnung von Vordie)1stz,eiten rückerstattet 
wurde. 

(5) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod 
des Vertragsbe;dien~teten gelöst, so tritt an die 
SteHe der Ahfertigung ein Sterheknstenibeitrag. 
Dieser beträgt ,die" Hälfte der A'bfertigung. Hat 
das Dienstverhältnis noch" nicht drei Jahre ge­
dauert, so 'beträgt der Sterhek.ostenbeitrag das 
Einfache des dem Vertragsbediensteten für den 
le,tJzten Monat des Dienstverhältnisses gebühren­
den Monatsentgeltes un'<.i der Familienzulagen. 
Der Sterbekostenbeitmg gebührt nur den ge­
'setzlichen Erben, 'zu deren Erhaltun.g der Erb­
lasser geset.zlich verpflichtet war. Sind solche ge­
setzlichen Erben nicht vorhanden, so kann der 
Sterbekostenbeitrag garuz oder ,zum Teil den 
Personen gewährt werden, di,e erwiesenermaßen 
die Begrähniskosten aus eigenen Mitteln bestrit~ 
ten oder den Verstorbenen in seiner Ietzten 
Krankheit vor dem Tod gepflegt ha:ben." 

33. Die §§ 37 bis 39 haben ZIU lauten: 

,,§ 37. An wen dun g s b er e ich. 
(1) Die Bestimmungen ,di,eses Abs,chnittes 

gelten für Vertragslehrer des Bundes. Vertrags­
lehrer im Sinne dieses Abschnittes sind Vertrags­
bedienstete, die im Lehramt oder an Bundes­
erziehrungs,anstalten\ Bunideskonvikten, Blinden­
instituten, Taubst'ummeninstituten oder an 
glej.charti~en Anstalten als Erzieher verwendet 
werden. 

31. § 35 Abs. 1 lit. f hat zu entfallen. 
32. Die Abs. 2 bis 4 des § 35 werden 

fotgende Bestimmungen ersetzt: 

(2) Auf Vertragslehrer find,en, soweit in diesem 
durch Ahschnitt nicht anderes bestimmt "ist, die Be­

i stimmungen des A:hschnittes I Anwendung. 
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§ 38. Die n'S t ver t rag. vorgeschriebene Lehrbefähigung aufweist, ohne 
(1) Der Vertragslehrer gilt als vollbeschäftigt Nachweis der vorgeschriebenen Lehrbefähigung 

(§ 4 Abs. 2 lit. e), wenn seine Wochenstunden- aufg·enommen, so findet die Bestimmung des § 4 
an,zahl das Ausmaß der Lehrverpflichtu11lg er- Abs. 4 auf das Dienstverhältnis keine Anwen­
reicht, die für seine Fa.chgruppeoder für die seiner dung. 
Entlohnungsgr.uppe entsprech,ende v'erwendu'llJgs-
gr'uppe der im öffentlich-rechtli,chen Dienstver- § 39. Ein re i h u n gin E nt loh nun g s-

sc he ma s. . 
hältnis s;tehenden Lehrer jeweils festgesetzt ist. 
Bei Vertragslelhrern, die als Erzieher verwendet (1) Die Vertra:gslehrer sind, sofern im Abs. 2 
werden, ist das Ausmaß der ihrer Tätigkeit ent- nicht anderes bestimmt ist, in das Entlohnungs­
~prechenden Wochenstundenai'llZahl eines Lehrers sch·emaIL einzureihen. 
im Dienstvertrag festzulegen. Für dies·e Fest- (2) Vertragslehrer, die nur zur Vertr,etung 
legung gilt als Richtlinie, daß eine Bes.chäftigung oder sonst für eine vorübergehende Verwendung 
als Erzieher an Bundeset1ziehungsanstalten und aufg·enommen werden (§ 38 Abs. 3), sind in das 
Bundeskonvikten mit einer Diensteint,eilung, Entlohnungsschemall L einzureihen. Ebenso 
nach der der Erzieher nach jeweils zwei Tagen sind Vertragslehr,er, die nebenamtlich beschäftigt 
Dienst einen Tag dienstfrei ist, einer Unter- werden, ~owie Vertt1agslehrer .an Volks-, Haupt­
richts,erteilung mit zwei Drittel der vollen Lehr- und Sonders,chulen, an Berufss'chitlen und an der 
verpflichtung eines Lehrers entspricht. Bundesfachschule für Technik, ·die nicht für eine 

(2) Das Dienstverhältnis gilt auch dann auf be- dauernde Beschäftigung mit mehr als z.ehn 
stimmte Zeit eingegangen (§ 4 Abs. 3), wenn es' Wochenstunden aufgeI80mmen werden, in das 
von vornehereinauf Unterrichtsperioden (Schul- Bntlohnungsschemall L ·eiIliZureihen." 
jahr, Semester, Trimester und dergleichen) abge­
stellt ist. 

(3) Wird der Vertr.agslehrer nur zur Vertre­
tung oder für eine vorüberigehende Verwendung 
aufgenommen, oder wird er wegen Mangels 
eines Lehrers, der die für seine Verwendung 

34. § 41 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 41. Mon a t·s e n t gel tun d Die n s tz u­
lagen des EntlohnungsschemasIL. 

(1) Das Monatsentgelt der Vertragslehrer des 
Entloh'nungsschem~s I L beträgt: 

in der Entlohnungsgruppe I 
In der 

I I I I Entlohnungs- 11 12 b 12 hs 12v 13 
stufe 

Schilling 

1 2707·50 2285,- 2172·50 2059,- 1547,-
2 2848·50 2426,- 2313·50 2172,- 1614·50 
3 2989·50 2567,- 2454·50 2285·- 1682·-
4 3271-50 2708,- 2595·50 2398'- 1749·50 
5 3525·- 2990,- 2877·50 2624·- 1817·-
6 3778·50 3187·50 3075·- 2765'- 1952,- I 

7 4032·- 3385·- 3272·50 2906·- 2042,-
8 4285·50 3582·50 3470·- 3047,- 2132,-
9 4539·- 3780·- 3667·50 3188,- 2222,-

10 4849·50 3977-50 3865·- 3329·- 2312·-
11 5160·- 4175'- 4062·50 3470,- 2402,-
12 5470·50 4372-50 4260,- 3611·- 2492,-
13 5781·- 4626·- 4513·50 3836·50 2605'-
14 6148·50 4879·50 4767,- 4062,- 2718·-
15 6516·- 5133'- 5020·50 4287·50 2831·-
16 6883·50 5386·50 5274,- 4513-- 2944·-
17 7251·- 5640,- 5527·50 4738·50 3057·-
18 7618·50 5893·50 5781·- 4964·- 3170,-
19 7986·- 6147,- 6034·50 5189·50 3283,-

35. Dem § 41 ist als Abs. 3 a.nzufügen: I eine der Entlohnungsgruppen 1 2 oder aus einer 
,,(3) Den in die Entlohnungsgruppe.l 2 v ein- der Entlohnungsgruppen 12 in die EntlO'hnungs­

zureihenden Vertragslehr·ern an Berufsllchulen gruppe 11 überstellt, ,so gebührt ihm die Ent-
6·ebührt eine Dienstzulage von 135'40 S." lohnungsstufe, die sich ergeben würde, wenn. 'er 

36. Nach § 41 ist einzufügen: die Zeit, die für die Erreichung seiner bis:herigen 
,,§ 42. übe r s t ,e 11 ü n g. Entlohnungsstufe notwendig ist, in dem sechs 

(1) Wird ein Vertrags1ehrer des Entlohnungs- Jahre übersteigenden Ausmaß ,als Vertragslehrer 
schemas I L aus der Entlohnungs.gruppe 1 3 in d,er höheren Entlohnungsgruppe zurückgelegt 
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hätte; der Zeitraum von sechs Jahren ver­
mind·ert sich hei einer übers teIlung in eine der 
Entlohnungsgruppen 12 auf vier Jahre, wenn 
der Vertragslehrer die Reifeprüfung an einer 
mittleren Lehranstalt ahgelegthat. Wenn es für 
den Vertragslehrer günstiger ist, ist er jedoch so 
ZIU behandeln, als ob er die Hälfte der Zeit, die 
er fl,ach Erfüllung des gemeinsamen Anstellungs­
erfol'derniss·es für die der höheren Entlohnungs­
gruppe entsprechenden Verwendung-sgruppe der 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
zum Bund stehenden Lehrer in einer niedrigeren 
Entlohnungsgruppe ;zurückgelegt hat, in der 
höheren Entlohnungsgruppe verbracht hätte. 

(2) Wird ein Vertragslehrer des Ent1ohnungs­
sdl.emas I L aus, der Entlohnungs,gruppe 1 3 in 
die Erut!ohnurugsgruppe 11 übeTsteIlt, so gebührt 
ihm die Enüohnunrgs~tuf,e, die sich ergeben 
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung 
s·ei;ner bisheri.gen Entlohnungs's,nufe notwendig 
ist, ila: dem zwölf Jahre über~teigeTIJden Ausmaß 
als Vertragsll,ehrer der "Entiohnungsigruppe 11 
zurückgelegt hätte; der! Zeitraum von zwölf 
Jahr,en v,ermindier:t srichaiuf zehn J.ahre, wenln der 
Vertragslehrereine Reif,eprüfurug an einer mitt­
leren Lehrans:talt ahgdeg,t hat'. Wenrn 'es für den 
Ve!'tragsJehrer ,günstiger is,t, iSlt er, jedDch so zu 
be'handeln~ ab ob er die Hälfte der Zeit, die er 
nach, Erfüllunnrg des gemeinsamen Ansltellungs~ 
erfordern~slSes' für die Verwendungsgruppe L 1 
der in ei,nem' öff'entLi·ch-~echrtlich,en, Di,ensover­
hältnis, zum Bund ~1JeheI1;den Lehrer in einer 
niedrigeren Entlohnungsgruppe zurückgelegt 
hat, in dier Entlohnlung:sgruppe I 1 verbrad1't 
hätte. 

(3) Wird ein VertragsJ,ehrer des, Entlohm.mgs'­
schemas I L aus, 'einer der Enltlohnungsgruppen 
I 2 ,in eine der anderen Entlohnungsg,ruppen I 2 
übers~ellt, so bleibt er i:n der bisherigen Eilitloh­
nungs~tufe. 

(4) Durchi einlC übersteHurug n<lJch Ab. 1 erster 
Satz, Absl. 2 ,erslter: Satz und Abs. 3 wird, der 
V orrückungs,termiin ni.cht berührt. 

(5) Isot das j'eweilige Mon:a.ts,enllgdt in der neuen 
Entlohruurugsgruppe niedriger ah diasl Monrats­
enugdt, das, dem VenuragsJehrer jeweiJ,s·, in einer 
niedrigeren. Entlohruungsgruppe zukommen 

, würde, so gebührt d,em Vertragslehrer eine Er­
gänzungszulag,e lauf diieses Mona'ts,entgelt; Di·enst­
zulagen s~,nd,Sloweit s,ie nur für die Dauer einer 
beslt1mmtenl Verwe11'dung gebühren, bei der Er­
mrtdung der Engänrzungszul3Jge dem jeweiligen 
Monatsentgelt n,ich,t z,uzurech,nen. 

§ 42 a. 

(1) Wir& ei'nI Vertragskhr,er des Entlohnungs­
schemas I Line,ine niedrigere Entlohnungs­
gruppe überstelk, so gebühren ihm die Entloh­
nungsstufe und der V011l-ückungstermrn, die sich 
enge ben würden, wenn er die Zeit, die für die 

V orrückung in der bisherigen Enrtlohnrungs­
gruppe maßglebend, war, als, Vertragslehrer in 
der rueuen Entlohnun,gsigruppe zurückgelegt 
hänt'e. Wirdi ein Vertragslehner, der ,in eine 
höhere Entlohnungsgruppe überSIteIlt worden 
ist, in eiJllle niedrigere EntlohnuDlgs,gruppe über­
stelLt, so i~t er so zru, hehand.eln, als ob er bis, zur 
Oberstellung in d,ie niedr.ig,el'e Entlohnungs­
gruppe in der Entlohruungsgruppe g,eblieben 
wäre, aus derer in die höhere EntlDhnungs­
gruppe ühersltellt worden 1Slt. 

(2) Ist das Monatsentgek, das der Vertr.ags·­
lehre!' in der 11Iiedlriger,en Entlohnungsgruppe 
nach Abs. 1 ,erhäl,t, niedriger als das bisherige 
Monats.entigdt, so gebühpt dem Vel'trags.lehrer 
eine .nach Maßgabe db Erreichens eines, höheren 
Monatsen:tgeltesi einrzuziehende Ergänzungszulage 
auf das bisherige Monatsentge1t; Dienstzulagen 
sind, soweit sie I1IUr für di,e Dauer einer bestimm­
ten V,erwerudung gebühren, bei der Ermittlung 
der Ergänzung.szulag,e dem jewdl:ige11l Monats~ 
entgelt nicht zuzure,chJlien. 

§ 42 b. 

(1) Wird ein Vertmgsbediensteter aus dem 
Entlohnungss.chema. I oder n ,in das Entloh­
nungssch!emaIL überstellt, so gebühren ihm die 
Entlohnungssotufe und der Vorrückungstel'min, 
die sich, ergeben würden, wenrn. ,er die Zeit, die 
für die Vorrückunrg im bisheri,gen Entlohnungs­
schema maßgebend war, als V:e·rtragslehrer des 
Endohnungssich,emas I L Ln d:er Entlohnung5-
gruppe zurückgelegt hätte, in dlie er überstellt 
wird.· . 

(2) Wiird ein Vertragslehr'er aus dem Emloh~ 
nungsschemall L in das EntlohnungSlschema I L 
übersueHt,oo ,gebühren ihm die Entlohnungs­
stufe und der Vorrückungs.termin, die sicher­
gehen würd,en, wenn ef' die im his,herigen Ent­
lohnurugsschema verbrachte Zeit als, Vel'trags­
lehrer des: Ent1ohnung'ss.chemas I L in der En:t­
lohnungslgruppe z·urückgelegi hätte, ~n die er 
übers:tellt wird!. 

(3) Bei der Anwendung der· Abs. 1 und 2 ist 
auf die Bestimmungen der §§ 42 und 42 a Be­
dacht zu nehmen. Hiebei entsprech,en rue Ent­
lohnungsgruppe ader Entlohnungsgruppe 11, 
die Entlohnungsgruppe b den Entlohnung,,­
gruppen 12, alle übrigen Entlohnungsgruppen 
der Entlohnungsgruppe I 3. 

(4) Ist das Monatsentgelt, das d,ef' Vertragslehrer 
in der neuen Entlohnungsgruppe erhält, niedriger 
als das bisherige Monatsentgelt, so gebührt dem 
Vertragslehrer eine nach Maßgabe des Erreichens 
eines höheren Monatsentgeltes einzuziehende Er­
gänzungszulage ·auf das bisherige Monatsentgelt; 
Dienstzulagen sind, soweit sie nur für die Dauer 
einer bestimmten VerwendU'ng gebühren, bei der 
ErmittlUing der Ergänzungszulage dem jeweiligen 
Monatsenltgelt nicht zuzurechnen." 
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37. § 44. Abs. 2 hat.zu auten: 

,,(2) Die Jahresentlohnung der Vertragslehrer 
des Entlohnungsschemas II L beträgt: 

In der Entlohnungsgruppe In der Entgeltstufe 

bei einer für Voll- 1 I 2 
beschäftigung (§ 38) 

vorgeschriebenen Höchst- für jede Jahreswochenstunde 
wochenstundenanzah1von Schilling 

19 1890 I 2064-

11 20 1794 I 1962 ------ .-----_ ... 
21 1710 I 1872 
25 1434 I 1572 

12 b 1248 I 1380 
12 hs 1200 I 1326 
12v 1104 I 1212 
13 840 I 942 

38. § 44 a. Abs. 1 'letzter Satz hat zu lauten: 

"Die Dienstzulage für jede Jahreswochenstunde 
beträgt 

in de~ Entgeltstufe 1 

in d'er Entgeltstufe.2 

S 62'80, 
S 94'20." 

39. Der Albs. 5 des § 44 a erhält die Bezei'ch­
.11Jung Abs. 7. An die Stelle der Ab",. 2 bis 4 
treten folgende Bestimmungen: 

,,(2) Den' V,ertragslehrern, .der Entlohnungs,­
gruppe 12 v, die an Hauptschulen Fremdspra,chen 
unterrichten, igebühflt für jede Jahr,eSlwochen­
stul1lde 'einlC D.ienstzulag,e von S 62'80 jährlich. 

(3) Den V,enragslehrern d,er Entlohruungs­
gruppe 12 v, die, ohl1le die Vorauss,etzungen für 
eine Einreihung in die Endohnungsgruppe I 2 hs 
zu 'erfüllen, anl Hauptschulen: oder Sonderschulen 
unterrichten, gebühflt für j,ed'e Jahreswochen­
stunde eine Dienstzulage von S 52'30 jährlich. 

Cl) Vertrags:lehr,erinnen (Kindergärmerin.neru) 
der Entlohnungsgruppe 1 3, .die, ohne die In 

Ab9. 1 lit. c,d oder e angeführten Befähigungen 
aufz'uweis,en, auf eInem ,d:er m d~esen, Bestim­
mungen ang,eführ'ten Dienstpos,ten, v,erwendet 
werden sowie Religionsiehrem der Entlohnungs­
gruppe I 3, di,e an Hauptschulen oder Sond,er­
schu1en verwendet werden, g'ebührt für jede 
Jahreswochenstunde eme Diens,tzulage von 
S 41'60 jährlich. 

(5) Den in die Entlohnungsgruppe 12 v 'em­
zureihenden Vertragslehrern an Berufsschuten 
gehührt für jede Jahres.wochcns,tunde eme 
Dienstzulage von S 62'80 jährlich. 

11 

eil1le Dienstzulag'e; 
iährlich' 

Die Diens-tzulage he trägt 

in der Entlohnul1lgsgrupp~ 1 1 

in del1l Enüohnul1lgsgruppen 1 2 . 
in der Entlohnungsgruppe 1 3 ••• 

4879 S, 
3898 Sund 
2603 S." 

40. Die §§ 46 bis 49. haben zu lauten: 
,,§ 46. A lI1 s p r ü c heb eiD i e n s t ver h i n­

de ru ng. 
(1) Für die Vertragslehrer 

schemas II L treten folgende 
die Stelle des § 24. 

des Entlohnungs­
Bestimmungen an 

(2) Ist der Vertragslehrer na·ch Antritt des 
Dienstes durch Unfall 'Oder 14 Tage nach Dienst­
antritt durch Krankheit an der Dienstleistung 
verhindert, ohne daß er die Verhinderung vor­
sätzli,ch oder durch grobe Fahrlässigkeit herbei­
geführt hat, so behält er den Anspruch auf das 
Monats,entgelt und die Familienzulagen bis zur 
Dauer von 42 Kalendertagoo. In besonderen Aus­
nahmefällen kann dem Vertragslehrer über' den 
angegebenen Zeitraum hinaus his zur Dauer von 
weiteren 42 Kalendertagen das Monatsentgeit und 
die Familienzulagen in voller Höhe zuerkannt 
werden, wenn seine weitere Verwendung infolge 
seiner besonderen Eignung für die ihm übertrage­
nen Pflichten oder mangels eines anderen Bewer­
bers unbedingt nötig ist. 

(3) Dauert die Dienstverhinderung über den im 
Abs. 2 bestimmten Zeitraum hinaus an, so ge­
bührt dem Vertragslehrer für den gleichen Zeit­
raum 50 v. H. des Monats1entgeltels U:l1Id der 
Familienzulagen. Der zweite Satz des Abs. 2 
findet mit der Abweichul1Ig Anwendung, d'aß an 
Stelle des vollen Monatls1entgeltes und der vollen 
Familienzulagen 50 v. H. des Monatsentgeltes 
und der Familienzula;gen gewährt werden 
können. 

(4) Die Leistungen des Dienstgebers nach den 
Abs. 2 und 3 sind in jedem Falle mit dem Ende 
des Dienstverhältnisses einzustellen. 

(5) Tritt innerhalb von se·chs Monaten nach 
Wiederantritt des Dienstes abermals eine Dienst­
verhinderung durch Krankheit oder infolge des­
selben, Unfalles ein, so gilt sie als Fortsetzung der 
frühere?- Dienstverhinderung. 

(6) Das Dienstverhältnis endet mit dem Ablauf 
des Zeitraumes, für welchen ,(jer Vertragslehrer 
auf Grund der Bestimmungen der Abs. 2 und 3 
entlohnt wird, es sei· denn, d~ß vorher seine 
Fo~tsetzung vereinbart wurde. 

(7) Den weiblichen Vertragslehrerngebühren 
für die Zeit, während' der sie nach § 3 Abs. 1 bis 
3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes nicht 
beschäftigt werden dürfen, keine Bezüge, wenn 

(6) Den Vertrags1lehrel'ril, die an Burudes·erz~e- die laufenden Barleistungen .d~s Sozialversiche­
hurugs.anstalten, Bundt:sikonvikten, Blind,el1'insü- rungsträgers für diese Zeit mit Ausnahme .des 
tuten, Tauhstummeruin9tituten od.er an gleich- Stillgeldes die Höhe der vollen Bezüge erreichen; 
artig,en Ans,talten, als, Erzieher verlwen.det wer- ist dies nicht der Fall, so gebührt ihnen eine Er­
den, gebühpt für die Dauer dieser Verwendung gänzungauf die vollen Bezüge. Die Zeit, für die 
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nach den angeführten Bestimmungen ein Be­
schäftigungsverbot besteht, gilt nicht als Dienst­
verhinderung im Sinne des Abs. 2. 

(3) Die Bestimmungen des § 24 aSlind mit der 
Abweichung anz,uwenden, daß dve Dienstbefrei­
ung alls Dienstverhinderung <im Sinne des § 46 
Abs. 2 bis 6 gilt. 

§ 47. Er hol u n g s u r.1 a u b (Ferien). 

(1) Der Erhülungsurlaub der Vertrags­
lehrer bestimmt sich nach den Urlaubsvürschrif­
ten für dire unter die Bestimmungen der Lehrer­
dienstptaJgmatik, RGBI. Nr. 319/1917, fallenden 
Bediensteten im Lehramt. 

(2) Die §§ 27, 28 und 29 sirud auf d~\e Vertrags­
lehrer nicht anz,uwenden. 

§ 48. K ü nd i gun g der Ver t rag si e'h re r 
des E n t loh n u ng s s c h e m a sIlL. 

(1) Die Kündigungsbeschränkung des § 32 
Abs. 2 lit. g gilt nicht für teiJIibeschäftigte Ver­
tra.gslehrer. 

(2) Die KÜl1!digungsfrist beträgt für beide 
Teile einen Monat und hat mit dem Ablauf 
eines Kalendermonates zu enden. § 33 Abs. 2 ist 
auf die Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas 11 L nicht anzuwenden. 

§ 49. A b f ,e r ti gun g der Ver t rag s-
I ehr erd e sEn tl 0 h nun g s s c h e m a sIlL. 

(1) § 35 Ahs. 1 lit. a ist nicht anzuwenden, 
wenn das Dienstverhältnis zwar laruf bestimmte 
Zeit, jedoch auf ganze Unterdchtsperioden (§ 38 
Abs. ~2) eingegangen und ohne Unterbrechung 
erneuert oder verlängert wurde. Schulfer~en 
zwischen den Unterrichtsperi-oden gelten nicht 
als Unte~brechung im Sinne di:eser 'Bestimmung. 

(2) Der Bemessung der Abfertigung sind an 
Sne11e des für den letztet1J Monat des Dienstver­
hältnisses gebührenden Monatsentgeltes und der 
Familienzulagen das Mona.tsentgelt und die Fami-

'lienzulagen zugrunde zu legen, die dem Durdt­
schnitt der Wochenstundenanzahl der 'letzten 
24 Kalendermonate entsprechen." 

41. An die Stelle des Abs. 4 des § '53 treten 
folgende Bestimmungen: . 

,,(4) Sofern es zur Anpassung des Monatsent­
geltes, der Dienstzulagen und der Famillienzu­
Lagen an geänderte Lebenshaltungskosten not­
wendig~st, können durch Verordnung der 
Bund~sregierung im Einvernehmen mit dem 
Hauptarusschuß des Nationalrates Teuerurugszu­
lagen gewährt werden. Diese T euerungszulag,en 
sind in Hundertsätzen festzu'legen. Sie können 
für das Monatsentgelt, die Dienstzulagen und die 
Familienzulagen auch verschieden hoch festge­
setzt werden. 

(5) Die Teuerungszulagen teilen das rechtliche 
Schicksa.l des Teiles der Bezüge, zu dem sie' 
gewährt werden." 

Art!kel H. 

(1) Mit den Bediensteten, 4ie im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes in einem 
Dienstverhältnis stehen, das durch die Änderung 
des § 1 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
(Artikel I Z. 1) erstmalig in den Anwendungs­
bereich des Vertragsbedienst,eteng,esetzes 1948, 
fällt srnd mit Wirksamkeit von diJesem Ta~e 
Dienstverträge nach den Bestimmungen des Ver­
tragsbedienstetengesetzes 1948 abzuschließen. 
Hiebei ist der Vertragsbedienstete so zu behan­
deln, als üb das Vertragsbedienstenengesetz 1948 
auf sein hirsheriges Dienstverhähnis anzuwenden 
gewesen wäre. Erklärt sich der Bedienstete mit 
dem ihm angebotenen Abschluß des Dienstver­
trages nach den Bestimmungen des Vertrags­
bedienst,etengesetzes 1948 nicht binnen vier 
Wüchen einverstanden, so gilt das Dienstverhält­
n~s mit Ablauf dieser Frist als eiJnverständlich 
aufgelöst. 

(2) Die Bestimmungen des § 14 Abs. 5 in der 
Faoss,ung des Artikels I Z. 9 sind für die mit dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes heginne,nden 
Bezugsberechnungszeiträume auch in den FäHen 
anzuwenden, in denen die Fristen vor dem In­
kratftrecen dieses Bunde~gesetZJes zu l:arufen 
begonnen haben. 

(3) Auf Fristen des § 24, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens di'es,es Bundesgesetzes laufen, sind 
mit Wi:rksamkeit von die:.em Tage d~e Bestim­
mungen' des § 3 a in der Fassung des Artikels I 
Z. 4 und des § 24 in der Fassung des Artikels I 
Z. 18 anzuwenden. 

(4) Kündigungen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes ausgesprochen wurden und 
den B,e'Stimmungen des § 32 Abs. 2 1it. Ig in der 
Fassung des Artikels I Z. 28 widersprechen, sind 
unwirksam, wenn die Kündigungsfrist :im Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
noch nicht abgelaufen ist. 

Artikel III. 

Ve,rtragslehrer des Entlohnungsschemas 11 L, 
auf delren Dienstvlerhältnis § 39 Abs. 2 des Ver­
tragsbedi,enstetengesetzes 1948 in der Fassung des 
Artikels I Z. 33 dieses Bundesgesetzes nicht anzu­
wenden irst, sind mit dem Inkrafttreten dieses 
BUl1Jdesgesetzes in das EntlohnungsschemaIL zu 
überstellen. 

Artikel IV. 

Die nach diesem Bundesgesetz erfor,derlichen 
Knderungen von Dienstverträ.gen sind nicht 
als B'eurkundungen im Sinne des Geb üh ren­
gesetzes 1957, BGBl. Nr. 267, anzusehen. 

Artikel V~ 

(1) Die Bestimmungen der auf Grund des 
§ 22 des Vertrags:bedienstetenge,setzes 1948 in 
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der bisher geltenden FassU11g erlass,enen Reise­
gebührenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 113, bleiben 
als Bundesgesetz in Geltung. Sie treten in dem 
Zeitpunkt außer Kraft, in dementsprechende, 
auf Grund des § 22 des Ve.rtragsbed,jensteten­
gesetzes 1948 in der Fassung des Artikels I Z. 15 
dieses Bundesgesetzes im Verordnungsweger­
lassene Regelungen Geltung erlangen. 

(2) Die auf Grund des Vertrags1bediensteten­
gesetzes 1948 in der Fassung, die es durch 
Artikel I erhält, zu erlassenden Verordnungen 
können frühestens mit Wirksamkeit vorp Tage 
des Inkrafttretens dieses Bundes,gesetz.es in Gel­
tung gesetzt werden. 

Artikel VI. 

Die durch Artikel I dieses 
aufgehobenen oder geänderten 
des Vertragsbedienstetengesetzes 
der bis zum Inkrafttreten ,der 

BundesgesetlJes 
Bestimmungen 
1948 sind. in 
neuen Bestim-

13 

mungen jeweils gehenden Fassung auf Bezugs­
ansprüche anzuwenden, die Zeiträume betreffen, 
die vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen 
Liegen. 

Artikel VII. 

(1) Die Be~timmungen: des Artikels I Z. 7, 8, 
34, 35, 37, 38 ;und 39 treten am 1. Jänner 1962, 
die übrigen Bestimmungen dieses Bunde~gesetzes, 
soweit sich nicht aus den folgenden Absätzen 
etwas anderes ergibt, am 1. Juli 1961 in Kraft. 

(2) Das Monatsel'ltgelt, die Dienstzulagen und 
die El"gänzungszuschläge (Artikel V der 2. Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle) werden, soweit 
nicht Ahs. 3 und 4 anzuwenden ist, für die Zeit 
vom 1. Juli 1961 bis 31. Dezember 1961 um 
4 v. H. erhöht. 

(3) Abweichend von den Bestimmungen des 
Ahs. 2 gebühren den Vertragshediensteten für 
die Zeit vom 1. Juli 1961 bis 31. Dezember 1961: 

1. Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas I 

in der Ent­
lohnllngsstufe 

1 

in der 
Ent­

lohnungs­
stufe 

1 

in der Ent­
lohnungsstufe 

1 

in der Entlohnungsgruppe 

a b c d e 
------------~----------~----------~------------~-----------

Schilling 

2630·80 1958·90 1539·10 1434·90 1291·30 

2. Ver t rag s b e die n s t e t end es E n tl 0 h nun g s s ehe m a s II 

in der Entlohnungsgruppe 

pI p2 p3 p4 .p5 p6 p7 p8 

Schilling 

1561-40 1 1511'90 1 1463-30 1405·90 1 1362·10 ,
• I 

. 1318·20 I 1274·30 11192'30 

3. Vertragslehrern des Entlohnungsschemas I L 

in der Entlohnungsgruppe 

12 b 12hs 12 v 13 
I------------~------------~------------~------------~-------------

Schilling 

2655·30 2251·90 2144-40 2022·-- 1509·80 

(4) Für die Zeit vom 1. Juli 1961 bis zum 
31. Dezember 1961 gebührt 

c) den im § 44 a Abs. 5 in der Fassung des 
Artikels I Z. 39 angeführten Vertrags­
lehrern eine Dienstzulage von S 57'60. a) den im § 41 Abs. 3 .in der Fassung des 

Artikels I Z. 35 angeführten Vertrags­
lehrern eine Dienstzulage von S 124'20, 

b) den im § 44 a Abs. 4in der Fassung des 
Artikels I Z. 39 angeführten Vertrags­
lehrern eine Dienstzulage von S 38'20 und 

Artikel VIII. 
Mit der Vollziehung dieses Bundesges'etzes ist 

die Bundesregi,erung, in Angelegenheiten jedoch, 
die nur ein Bundesministerium betreff.en, dieses 
Bundesministerium 'betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

Der beiliegende Entwurf. der 3. Vertrags- Zu Artikel I Z. 4: 
bedienstetengesetz-N ovelle befaßt sich im we- Durch den neuen § 3 a wird gewährleistet, 
sentlichen mit zwei Materien:' daß den Bediensteten, die aus einem anderen 

1. Regulierung der Bezüge der Vertrags- Bundesdienstverhältnis in ein Dienstverhält-
bediensteten des Bundes; nis nach dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 

2. Änderungen des Vertragsbediensteten­
gesetzes 1948, die auf Grund der mehr als 
zwölf jährigen Praxis der Anwendung dieses 
Gesetzes als notwendig erkannt wurden. 

Zu 1: Hinsichtlich der Regulieru~g der Be­
züge der Vertragsbediensteten des Bundes 
wird auf die Erläuternden Bemerkungen zu 
der dem Hohen Haus gleichzeitig zur Be­
schlußfassung vorliegenden 5. Gehaltsgesetz­
Novelle hingewiesen. 

Zu 2: Auf die im Punkt 2 erwähnten Än­
derungen des Vertragsbedienstetengesetzes 
1948 wird bei der Erläuterung der einzelnen 
Punkte der Novene aufmerksam gemacht 
werden. 

Im einzelnen wird zum Entwurf der 3. Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle bemerkt: 

Zu Artikel I Z. 1: 
Die Änderungen des Anwendungsbereiches 

des Vertrags bedienstetengesetzes 1948 sind 
im wesentlichen formaler Natur, weil mit den 
Bediensteten, deren Dienstverhältnis neu in 
den Anwendungsbereich fällt, schon bisher 
Dienstverträge unter' sinngemäßer Anwen­
dung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
abgeschlossen wurden, während andererseits 
,die nunmehr aus dem Anwendungsbereich 
des Gesetzes ausgenommenen Bediensteten 
auf Grund von Sonderverträgen nach privat­
wirtschaftlichen Grundsätzen behande~t wur­
den. 

Zu Artikel I Z. 2 und 3: 
oDie Nachsicht von Aufnahmebedingungen 

wurde zum Teil neu geregelt. Nach Erfor­
dernis der österreichischen Staatsbürgerschaft 
soll künftig nicht nur bei der Verwendung 
eines Bediensteten bei österreichischen Ver­
tretungsbehörden, sondern bei allen im Aus­
land befindlichen österreichischen Dienststellen 
(z. B. Kulturinstituten) entfallen können. Die 
Nachsicht von der Vollendung des 18. Lebens­
jahres des Aufnahmewerbers soll dadurch er­
leichtert werden, daß nicht mehr die Bundes­
regierung, sondern aus Vereinfachungsgründen 
das Bundeskanzleramt zuzustimmen hat. Die 
vor Vollendung 'des 18. Lebensjahres zurück­
gelegte Dienstzeit wird nach Vollendung des 
18. Lebensjahres für bestimmte Rechte, die 
von der Dauer des Dienstverhältnisses ab­
hängig sind, angerechnet. 

übernommen werden, die Zeiten der früheren 
Verwendung für Rechte aus dem Vertrags­
bedienstetengesetz 1948 angel:echnet werden. 

Zu Artikel I Z_ 5: 

Durch die neue Fassung des § 4 Abs. 1 
und 2 wird im Sinne der Rechtsprechung 
klargestellt, daß für das Entstehen eines 
Dienstverhältnisses nach dem Vertragsbe­
dienstetengesetz 1948 die schriftliche Aus­
fertigung des Dienstvertrages nicht erforder­
lich ist. 

Zu Artikel I Z. 6: 

Ausdrückliche Bestimmungen über die V or­
bildung der Vertragsbediensteten fehlten bis­
her. Die Bundesregierung wird auf Grund 
der Ermächtigung des § 9 die erforderliche 
Vor bildung und Aus bildung der Vertrags­
bediensteten in Anlehnung an die für die Be­
amten geltenden Vorschriften bestimmen. 

Die Bezeichnung der Entlohnungsgruppen 
(§ 10) entspricht dem geltenden Rechts­
zustand. 

Zu Artikel I Z. 7 und 8: 
Die neuen Tabellen wurden in folgender, 

Weise erstellt: 
Die geltenden Ansätze für das Monats­

entgelt wurden zuzüglich der Ergänzungs­
zuschläge (Artikel V der 2. Vertragsbedienste­
tengesetz-Novelle, BGBL NI'. 282/1960) ab 
der zweitniedrigsten Entlohnungsstufe um 
durchschnittlich 9 v. H. erhöht und sodann 
auf durch 50 Groschen teilbare Beträge ge­
rundet. Das neue Monatsentgelt für die je­
weils niedrigste Entlohnungsstufe wurde durch 
die Verminderung des Monatsentgeltes der 
zweitniedi.'igsten Entlohnungsstufe um einen 
Vorrückungsbetrag ermittelt. 

Zu Artikel I Z. 9: 

Vertragsbedienstete des Entlohnungssche­
mas 11 dürfen, wenn die Überstellung in die 
höhere Entlohnungsgruppe nicht möglich ist, 
zu Tätigkeiten, die der höheren Entlohnungs­
gruppe entsprechen, höchstens für sechs Mo­
nate herangezogen werden. Übersteigt diese 
Verwendungszeit einen Monat,' so gebührt 
für die gesamte Dauer der höherwertigen Ver­
wendung eine Ergänzungszulage . auf die hö-
heren Bezüge. . 
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Zu Artikel I Z. 10: diensteten und für die Naturalbezüge sollen 
Die Überstellungsbestimmungen der §§ 15 die Bestimmungen des Gehaltsgesetzes 1956 

bis 15 b entsprechen den Vorschriften der §§ 35 (§§ 15 bis 21 und § 24) sinngemäß angewendet 
bis 37 des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung werden. 
der 1. Gehaltsgesetz-Novelle, BGEl. Nr. 94/ Zu Artikel I Z. 18: 
1959. 

Zu Artikel I Z. 11: 
Die Bestimmungen über den Anfall und 

die Einstellung des Entgeltes (§ 17) wurden 
dem Gehaltsgesetz 1956 (§ 6 dieses Gesetzes) 
und, soweit - wie etwa bei der Kündigung -
Besonderheiten des Vertragsrechtes bestehen, 
dem Angestelltengesetz angepaßt. 

Zu Artikel I Z. 12: 
\ 

§ 18 Abs. 4 (Bezüge der im Ausland ver­
wendeten Vertragsbediensteten) konnte im 
Hinblick auf die neue Regelung des § 22 a 
(Art. I Z. 16) entfallen. 

Zu Artikel I Z.13: 

Die derzeit geltenden Bestimmungen über 
die Vorrückung der teilbeschäftigten Ver­
tragsbediensteten wurden als ungere cht empfun· 
den. Nach der Neuregelung (§ 19 Abs. 2 
bis 5) werden bei der Festsetzung des Vor­
rückungszeitraumes alle Dienstzeiten berück­
sichtigt, auf deren Anrechnung der Bedienstete 
nach der Vertragsbediensteten-Vordienstzei­
tenverordnung 1959 einen Rechtsanspruch 
hat. 

Zu Artikel I Z. 14: 

Bei der Neuregelung der Ansprüche bei 
Dienstverhinderung sind gegenüber dem gel­
tenden Rechtszustand folgende Änderungen 
zu erwähnen: 

1. Die Fristen für die Weiterzahlung des 
Entgeltes im Falle einer Dienstverhinderung 
infolge Krankheit oder Unfalls wurden zur 
leichteren Berechnung bei wiederholten Dienst­
verhinderungen in Kalendertagen ausgedrückt, 
wobei am bisherigen Gesamtausmaß der Fristen 
festgehalten wurde (§ 24 Abs. 1). 

2. Die Bestimmungen über die Weiter­
zahlung des Entgeltes an weibliche Vertrags-· 
bedienstete vor und nach der Geburt eines 
Kindes (§ 24 Abs. 8) wurden unter Bedacht­
nahme auf die Vorschriften des Mutterschutz­
gesetzes, BGBL Nr. 76/1957, neu gefaßt. 

3. Für die Berechnung der Fortzahlungs­
fristen sind bestimmte öffentliche Dienst­
zeiten zusammenzurechnen (§ 24 Abs. 10). 

4. Die derzeit geltenden Einschränkungen 
für Pensionsparteien (§ 24 Abs. 9 bisheriger 
Fassung) wurden im Hinblick auf die Recht­
sprechung des Verfassungsgerichtshofes zu 
den Ruhensbestimmung€m der Bundesbeamten 
fallengelassen . 

Die Dienstbefreiung von Vertragsbedienste­
ten zum Zwecke eines Kurgebrauches wird 
durch die Einfügung des § 24 a nunmehr im 
Sinne der Praxis· gesetzlich geregelt. 

Die Erhöhung des Übe~stundenzuschlages 
auf 50 v. H. und des Nachtüberstunden­
zuschlages auf 100 v. H. wurde, von einigen 
Sonderregelungen abgesehen - noch nicht 
in einer allgemeinen Arbeitszeitregelung, son- Zu Artikel I Z. 19: 
dern in Kollektivverträgen verankert, wobei Die Bestimmungen über Vorschüsse und 
zu bemerken ist, daß fast alle Kollektivverträge Geldau'Shilfen wurden an das Gehaltsgesetz 
diese erhöhten Uberstundenzuschläge vorsehen. 1956. (§ 23°) angepaßt. 
Um dem Arbeitszeitgesetz nicht vorzugreifen, 
wird die Bundesregierung die erhöhtenUber- Zu Artikel I Z. 20, 21 und 22: 
stundenzuschläge für die Vertragsbediensteten Bei den Urlaubsbestimmungen wurde klar­
des Entlohnungsschemas Ir im Verordnungs- gestellt, daß über den Zeitpunkt des Urlaubs­
wege festsetzen. Soweit es sich nicht um die antrittes und eine allfällige Teilung des Ur­
Entschädigung für Nachtüberstunden handelt, laubes rechtzeitig eine Vereinbarung zu treffen 
kommt der erhöhte Überstundenzuschlag erst ist (f 27 Abs. 1). Der Vertragsbedienstete 
ab der 49. Wochenarbeitsstunde in Betracht. hat jedoch gemäß der Ergänzung des § 27 

Die bestehende Bewertung der Arbeitszeit Abs. 6 (Z. 20 des Entwurfes) grundsätzlich 
bestimmter. qualifizierter ·Dienste wird durch das Recht, die Hälfte des ihm zustehenden 
die Neufassung des § 20 Abs. 4 nicht be- Urlaubes ungeteilt zu verbrauchen. 

rührt. Im übrigen tritt keine wesentliche Än-
Die Frist für den Zeitausgleich für ge- derung der UrIaubsvorschriften ein. 

leistete Überstunden wurde von zwei Monaten 
auf einen Monat herabgesetzt. Zu Artikel I Z. 23: 

Zu Artikel I Z. 15, 16 und 17: 
Für die Nebengebühren, für die Bezüge 

der im Ausland verwendeten Vertragsbe-

Durch die Einfügung des § 27 a werden die 
Auswirkungen eines Urlaubes, der über den 
Erholungsurlaub hinaus aus einem besonderen 
Anlaß gewährt wird, geregelt. 
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Zu Artikel I Z. 24: 

Der Anspruch auf die Urlaubs abfindung 
wurde im Sinne der Rechtsprechung des 
Obersten Gerichtshofes geregelt. 

I 

Die Urlaubsabfindung soll künftig auch 
gebühren, wenn das Dienstverhältnis wegen 
einjähriger Dauer der Dienstverhinderung ge­
endet hat. 

Zu Artikel I Z. 25: 

Bei der Regelung der Beendigung des 
Dienstverhältnisses wurde im Sinne der Recht­
sprechung bestimmt, daß durch eine un­
begründete Entlassung das Dienstverhältnis 
nur beendet wird, wenn der geltend gemachte 
Auflösungsgrund einen Kündigungsgrund dar­
stellt. In diesem Fall gilt die Entlassung als 
Kündigung (§ 30 Abs. 3). 

Zu Artikel I Z. 26: 

Durch die Einfügung wird klargestellt, 
daß bei der Kündigung ein Kündigungs­
,grund im Sinne des § 32 Abs. 2 nur dann 
vorliegen muß, wenn das Dienstverhältnis 
im Zeitpunkt des Ausspruches der Kündigung 
bereits ein Jahr gedauert hat. \ 

Zu Artikel I Z. 27:' 

In Anpassung an die Bestimmungen des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes wird 
bestimmt, daß ein Vertragsbediensteter ge­
kündigt werden kann, wenn er sich für eine 
entsprechende Verwendung als geistig oder 
körperlich ungeeignet erweist. 

Zu Artikel I Z. 28: 

Durch die Ergänzung des § 32 Abs. 2 lit. g 
soll älteren Vertragsbediensteten ein gewisser 
Kündigungsschutz gewährt werden. 

In den neuen lit. hund i des § 32 Abs. 2 
wird klargestellt, daß Bedienstete, die das 
Rentenalter erreicht oder als Pensionisten 
das 65. Lebensjahr überschritten haben, ge­
kündigt werden können. 

Zu Artikel I Z. 29: 

Die für die Berechnung der Krankheits­
fristen vorgesehene Zusammenrechnung von 
öffentlichen Dienstzeiten (Ziffer 18 des Ent­
wurfes) soll auch bei der Berechnung des Aus" 
maßes der Kündigungsfristen stattfinden. 

Zu Artikel I Z. 30: 

Der Anspruch auf die Abfertigung entfällt 
jedenfalls, wenn der Vertragsqedienstete in 
ein öffentlich-rechtliches Bundesdienstverhält­
nis oder in ein privatrechtliches Bundes­
dienstverhältnis übernommen wird, aus dem 
eine Anwartschaft auf Ruhe- und Versor­
gungsgenüsse erwächst. 

17 

Zu Artikel I Z. 31: 
Das Nichtbestehen des Abfertigungsan­

spruches für Pensionsparteien ist im Hin­
blick auf die Rechtsprechung des Verfassungs­
gerichtshofes zu den Ruhensbestimmungen 
der Bundesbeamten verfassungsrechtIich be­
denklich. Aus diesem Grund wurde § 35 4bs. 1 
lit. f gestrichen. 

Zu Artikel I Z. 32: 
Die Frist, innerhalb derer weibliche Ver­

tragsbedienstete nach der Eheschließung oder 
der Geburt eines Kindes unter Wahrung 
des Abfertigungsanspruches freiwillig aus dem 
Dienstverhältnis ausscheiden können, wurde 
von drei Monaten auf sechs Monate erstreckt 
(§ 35 Abs. 2). 

Die Zusammenrechnung bestimmter öffent­
licher Dienstzeiten für die Berechnung des 
Ausmaßes der Abfertigung wurde im § 35 
Abs. 4 neu vorgesehen. 

Ansonsten ist bei den Abfertigungsbestim­
mungen ~eine Änderung eingetreten. 

Zu Artikel I Z.33: 
Der bisherige Begriff "Vertragsbedienstete, 

die im Lehramt oder als Erzieher verwendet 
werden" wird durch den Ausdruck "Ver­
tragslehrer" ersetzt. 

In den § 38 Abs. 1 wurden Richtlinien für 
eine Feststellung des Beschäftigungsausmaßes 
der Erzieher in Lehrverpflichtungswochen­
stunden aufgenommen. Diese Richtlinien ent­
sprechen den bereits in § 60 Abs. 4 des Ge­
haltsgesetzes 1956 in der Fassung der L Ge­
haltsgesetz-Novelle getroffenen Regelungen. 

Während bisher alle teilbeschäftigten Ver­
tragslehrer' an Pflichtschulen in das Ent-
10hnungsschemaII L einzureihen waren, sieht 
der Entwurf in § 39 Abs. 2 vor, daß in Hin­
kunft nur mehr diejenigen Vertragslehrer 
in das EntlbhnungsschemaII L einzureihen 
sind, die entweder nebenamtlich beschäftigt 
oder die an Volks~,IHaupt- und Sonderschulen, 
an Berufsschulen und an der Bundesfach­
schule für Technik für eine Beschäftigung 
mit nicht mehr als 10 Wochenstunden aufge­
nommen werden. Voraussetzung für eine Ein­
reihung' in das EntlohnungsschemaIL bei 
den letztgenannten Lehrern ist es also, daß 
sie für eine dauernde Beschäftigung mit 
mehr als 10 Wochenstunden aufgenommen 
werden. Eine nur vorübergehende Beschäfti­
gung mit mehr als 10 Wochenstunden, bei 
der die Dauerbeschäftigung in diesem Aus­
maß nicht gesichert ist, genügt für die Ein­
reihung in das EntlohnungsschemaIL nicht. 

Zu Artikel I Z. 35: 
Nach Art. 6 Abs. 2 lit. b der zweiten Ver­

tragsbedienstetengesetz-Novelle sind Vertrags-
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lehrer an Berufsschulen, die die Lehrbefähi­
gung für Berufsschulen ni~ht aufweisen, in 
die Entlohnungsgruppe I 2 v einzureihen, 
wenn sie die allgemeinen Anstellungserforder­
nisse für die Entlohnungsgruppen 1 2 er­
füllen. Durch den im Entwurf vorgesehenen 
§ 41 Abs. 3 wird diesen Vertragslehrern eine 
der IJienstzulage nach § 60 Abs. 1 des Gehalts­
gesetzes 1956 entRprechende Dienstzulage zu­
erkannt. 

Zu Artikel I Z. 36: 
Die ÜbersteIlungsbestimmungen entsprechen 

den Überstellungsbestimmungen der §§ 62 
bis 64 des GG. 1956. 

Zu Artikel I Z. 39: 
Der einzufügende Abs. 5 des § 44 a ent­

spricht der unter Ziffer 35 behandelten Ein­
fügung des § 41 Abs. 3. Durch den neu ein­
zufügenden Abs. 4 des § 44 a wird den Ver­
tragslehrern des Entlohnungsschemas II L 
eine den Dienstzulagen nach § 60 Abs. 2 
des GG. 1956 entsprechende Dienstzulage 
zuerkannt. 

Zu Artikel IZ. 40: 
Die Änderungen des § 46 entsprechen der 

Neufassung des § 24 (Art. I Z. 18). 
In § 47 wird .durch die Einfügung des Abs. 2 

klargestellt, daß die Bestimmungen des VBG. 
über Urlaubsausmaß, Urlaubsabfindung und 
Verfall des Urlaubes auf Vertragslehrer nicht 
anzuwenden sind. Dagegen ist jedoch § 27 a 
(Art. I Z. 23) auf Vertragslehrer anzuwenden. 

§ 48 Abs. 1 schließt die Kündigungs­
beschränkung des §, 32 Abs. 2 lit. g (Art. I 
Z. 28) für teilbeschäftigte Vertragslehrer aus, 
weil bei diesen, die überwiegend nebenamt­
lich oder zumindest nebenberuflich beschäf­
tigt werden, eine solche Beschränkung nicht 
erforderlich ist. 

Zu Artikel I Z. 41: 

Die Abs. 2 und 3 enthalten Übergangs­
bestimmungen für Fristen, die ~m Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der 3. Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle laufen. 

Der Kündigungsschutz des § 32 Abs. 2 lit. g 
in der Fassung des Art. I Z. 28 bezieht sich 
auch auf Vertragsbedienstete, deren Kündi­
gungsfrist im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der 3. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle noch 
nicht abgelaufen ist. 

Zu Artikel In: 
Bestimmte Vertragslehrer des Entlohnungs­

schemas II L sind künftig in das Entlohnungs­
schemaIL einzureihen. Die ÜbersteIlung 
der vorhandenen Vertragslehrer ist mit dem 
Inkrafttreten der 2. Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle vorzunehmen. 

Zu Artikel IV: 
Die Änderungen der Dienstverträge, die in­

folge der 3. Vertragsbedienstetengesetz-No­
velle vorgenommen werden müssen, sind nach 
dem Gebührengesetz 1957 nicht zu ver­
gebühren. 

Zu Artikel V: 

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. 
NI'. 113, wurde, soweit sie' die Bundesbeamten 
betrifft, durch § 92 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 
1956 auf die Stufe eines Gesetzes gehoben. 
Das gleiche geschieht durch Abs. 1 für den Teil 
der Reisegebührcnvorschrift 1955, der sich 
auf die Vertragsbediensteten bezieht. Diese 
Regelung gilt nur bis zur Erlassung einer 
neuen Reisegebührenvorschrift. 

Die Ermächtigung des Abs. 2 ist vor allem 
für die Verordnung gedacht, mit der die Vor­
bildung' und Aus bildung' der Vertrags be-' 
diensteten geregelt werden soll. 

Zu Artikel VI: 

Die Bestimmungen über 'die Teuerungs-I Die ydurch Art .. I geänderten Bestimmun!?en 
zulagen wurden an das Gehaltsgesetz 1956 des vertragsbedlenstetengesetzes 1948 smd 

für Zeiträume, die vor dem Inkrafttreten der angepaßt. .. 
Anderungen liegen, anzuwenden. 

Zu Artikel I Z., 34, 37 und 38: Zu Artikel VII: 
Auf die Ausführungen zu Art. I Z. 7 und 8 

wird hingewiesen. 

Zu Artikel 11: 

Dieser Artikel enthält die Bestimmungen 
über die Zeitpunkte des Wirksamwerdens 
der 3. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle und 

Der Abs. 1 bestimmt, wie Bedienstete zu. über die Bezugserhöhung für die Zeit vom 
behandeln sind, auf deren Dienstverhält.nis' 1. Juli 1961 bis 31. Dezember 1961. 
infolge der Änderung des Anwendurigsbe-

Zu Artikel VIII: reiches des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
künftig dieses Bundesgesetz anzuwenden ist. Dieser Artikel enthält die Vollzugsklausel. 

" 
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